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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die gemeinsame 
Begriffsbestimmung für den Ursprung von Mineraiölerzeugnissen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorsdilag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäisdien Parlaifients, 

nadi Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
aussdiusses, 

in Erwägung nadistehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des Rates vom 
27. Juni 1968 über die gemeinsame Begriffsbestim- 
mung für den Warenursprung findet auf die in 
ihrem Anhang I aufgeführten Mineralölerzeugnisse 
keine Anwendung. 

Die Mitgliedstaaten müssen’ den Ursprung der 
eingeführten Mineralölerzeugnisse bestimmen oder 
prüfen, wenn die Anwendung des Gemeinsamen 
Zolltarifs, der mengenmäßigen Beschränkungen und 
der anderen Maßnahmen des Warenverkehrs dies 
erfordert. 

Die Mitgliedstaaten müssen den Ursprung der 
ausgeführten Mineralölerzeugnisse in allen Fällen 
besdieinigen, in denen eine solche Bescheinigung 
von den Behörden der Einfuhrländer Verlangt wird, 
insbesondere, wenn eine solche Bescheinigung mit 
Vorteilen verbunden ist. 

Bei der Bestimmung, Kontrolle und Bescheinigung 
des Ursprungs wenden die Mitgliedstaaten mangels 
einer gemeinsamen Begriffsbestimmung für den Ur- 
sprung von Mineralölerzeugnissen gegenwärtig ihre 
eigenen Vorschriften an; die voneinander abwei- 
chenden -einzelstaatlichen Vorschriften können zu 


einer unterschiedlichen Anwendung des Gemein- 
samen Zolltarifs, der mengenmäßigen Beschränkun- 
gen und der anderen Vorschriften für den Waren- 
verkehr dieser Erzeugnisse mit Drittländern sowie 
zu einer unterschiedlichen Ausstellung von Ur- 
sprungserzeugnissen für diese nach dritten Ländern 
ausgeführten Erzeugnisse führen. , 

Es ist deshalb notwendig, auf diesem Gebiet ge- 
meinsame Vorschriften für alle Mitgliedstaaten aus- 
zuarbeiten. 

Mineralölerzeugnisse, die ohne Verwendung aus 
anderen Ländern eingeführter Erzeugnisse vollstän- 
dig in einem bestimmten Land hergestellt worden 
sind, sind als Ursprungserzeugnisse dieses Landes 
anzusehen. Es muß daher festgelegt werden, welche 
Erzeugnisse zu dieser Gruppe gehören. 

Infolge der Entwicklung des internationalen Wa- 
renverkehrs und der fortschreitenden internationa- 
len Arbeitsteilung sind in immer stärkerem Maße 
Unternehmen verschiedener Länder nacheinander an 
der Herstellung beteiligt; es muß daher festgelegt 
werden, welches Land als Ursprungsland des ent- 
standenen Erzeugnisses anzusehen ist. 

Es ist gerechtfertigt, als Ursprungsland das Land 
anzusehen, in dem die letzte wesentliche und wirt- 
schaftlich gerechtfertigte Be- oder Verarbeitung vor- 
genommen wurde. 

Der Ursprung einer Ware wird im allgemeinen 
durch ein Ursprungszeugnis nachgewiesen, das von 
einer Behörde oder einer anderen dazu ermächtigten 
Stelle ausgestellt worden ist. Es ist daher erforder- 
lich, die betreffenden Bestimmungen der Verord- 
nung (EWG) Nr. 802/68 zu übernehmen. 


1) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 1 
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Es ist erforderlich, das Ursprungsland des Natur- 
produktes zu kennen, aus dem die in die Gemein- 
schaft eingeführten Mineralölerzeugnisse gewonnen 
worden sind. Dabei ist der auf Grund dieser Ver- 
ordnung bestimmte Ursprung des Enderzeugnisses 
unerheblich. 

Es ist wichtig, die einheitliche Anwendung der 
Vorschriften dieser Verordnung zu gewährleisten 
und ein Gemeinschaftsverfahren einzuführen, das es 
ermöglicht, die notwendigen Durchführungsbestim- 
mungen zu erlassen. Zu diesem Zweck und im Hin- 
blick auf eine enge und wirksame Zusammenarbeit 
zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten 
muß die Zuständigkeit des Ausschusses für Ur- 
sprungsfragen, der durch die Verordnung (EWG) Nr. 
802/68 eingesetzt worden ist, erweitert werden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In dieser Verordnung wird der Begriff des Ur- 
sprungs von Mineralölerzeugnissen, die im Anh*äng I 
der Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des Rates vom 
27. Juni 1968 aufgeführt sind, zu folgenden Zwek- 
ken bestimmt: 

a) Zur einheitlichen Anwendung des Gemeinsanien 
Zolltarifs, der mengenmäßigen Beschränkungen 
und aller Maßnahmen der Gemeinschaft oder der 
Mitgliedstaaten für die Einfuhr von Mineralöl- 
erzeugnissen; 

b) zur einheitlichen Anwendung aller Maßnahmen 
der Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten für 
die Ausfuhr der genannten Erzeugnisse; 

c) zur Ausstellung und Erteilung von Ursprungs- 
erzeugnissen. 


Artikel 2 

Sofern keine gegenteiligen Vorschriften bestehen, 
ist diese Verordnung nicht anwendbar 

— auf den Warenverkehr zwischen der Gemein- 
schaft oder den Mitgliedstaaten einerseits unci 
den Ländern andererseits, denen gegenüber die 
Gemeinschaft oder die Mitgliedstaaten durch 


Übereinkommen gebunden sind, die Abweichun- 
gen von der Meistbegünstigungsklausel enthal- 
ten, insbesondere Übereinkommen über die Er- 
richtung einer Zollunion oder einer Freihandels- 
zone; 

— auf den Verkehr mit Waren, für die die Gemein- 
schaft beschließt, in Abweichung von der Meist- 
begünstigungsklausel einseitige Präferenzen zu 
gewähren. 


Artikel 3 

Mineralölerzeugnisse, die vollständig in einem 
Lande gewonnen worden sind, haben ihren Ur- 
sprung in diesem Lande. Als vollständig in einem 
Land gewonnene Waren gelten: 

a) Erzeugnisse, die im Gebiet dieses Landes ge- 
wonnen worden sind; 

b) Erzeugnisse, die aus dem Meeresboden außer- 
halb der Hoheitsgewässer gewonnen worden 
sind, sofern dieses Land zum Zwecke der Nutz- 
barmachung Ausschließlichkeitsrechte über die- 
sen Teil des Meeresbodens ausübt; 

c) Erzeugnisse, die dort ausschließlich aus den un- 
ter den Buchstaben a und b genannten Waren 
oder ihren Folgeerzeugnissen jeglicher Herstel- 
lungsstufe hergestellt worden sind. 


Artikel 4 

Ein Mineralölerzeugnis, an dessen Herstellung zwei 
oder mehrere Länder beteiligt sind, hat seinen Ur- 
sprung in dem Land, in dem die letzte wesentliche 
und wirtschaftlich gerechtfertigte Be- oder Verar- 
beitung stattgefunden hat, die in einem dazu ein- 
gerichteten Unternehmen vorgenommen worden ist 
und zur Herstellung eines neuen Erzeugnisses ge- 
führt hat oder eine bedeutende Hers tellungs stufe 
darstellt. 


A r t i k e 1 5 

Im Falle einer Be- oder Verarbeitung, bei der fest- 
gestellt worden ist oder bei der die festgeätellten 
Tatsachen die Vermutung rechtfertigen, daß sie nur 
die Umgehung von Bestimmungen bezweckt, die in 



Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
1 . August 1974 - 1/4 - 680 70^ E- Mi 33/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 10. Juli 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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der Gemeinschaft oder in den Mitgliedstaaten für 
Erzeugnisse bestimmter Länder gelten, kann den so 
gewonnenen Erzeugnissen nicht im Sinne von Ar- 
tikel 4 die Eigenschaft von Ursprungserzeugnissen 
des Be- oder Verarbeitungslandes zuerkannt wer- 
den. 


Artikel 6 

Für die Anwendung der Artikel 3 bis 5 gelten die 
Mitgliedstaaten als einheitliches Gebiet. 


Artikel 7 

Die Bestimmungen der Artikel 9 und 10 sowie des 
Anhangs II der Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des 
Rates finden auf die Bescheinigungen für Mineralöl- 
erzeugnisse Anwendung. 


Artikel 8 

Die Ursprungserzeugnisse für in die Gemeinschaft 
eingeführte andere Mineralölerzeugnisse als unbe- 
arbeitete Naturprodukte müssen einen von der Be- 
hörde oder unterzeichnenden Stelle beglaubigten 
Vermerk über das Ursprungsland des unbearbeite- 


ten Naturprodukts (Erdöl und öl aus bituminösen 
Mineralien, roh, oder Naturgas), aus dem sie hervor- 
gegangen sind, enthalten. 


Artikel 9 

Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 
über die Maßnahmen, die er auf oberster Verwal- 
tungsebene zur Anwendung dieser Verordnung 
trifft, sowie über die Probleme, die sich bei der An- 
wendung dieser Verordnung ergeben. Die Kom- 
mission teilt diese Angaben unverzüglich den an- 
deren Mitgliedstaaten mit. 


Artikel 10 

Der gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 802/68 des Rates vom 27. Juni 1968 
eingesetzte Ursprungsausschuß kann alle die An- 
wendung dieser Verordnung betreffenden Fragen 
im Hinblick auf die gemeinsame Begriffsbestimmung 
über den Warenursprung überprüfen. 

Die zur Durchführung dieser Verordnung erforder- 
lichen Vorschriften werden nach dem Verfahren des 
Artikels 14 Absätze 2 und 3 der vorstehend ge- 
nannten Verordnung (EWG) Nr. 802/68 erlassen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des Rates vom 
27. Juni 1968 über die gemeinsame Begriffsbestim- 
mung für den Warenursprung findet auf die in ihrem 
Anhang I aufgeführten Waren, das heißt auf Mine- 
raiölerzeugnisse, keine Anwendung. Das führt in 
der Praxis dazu, daß die Mitgliedstaaten auf diesem 
Gebiet jeder für sich unterschiedliche nationale Re- 
gelungen anwenden. Es ist offensichtlich, daß dies 
zu einer unterschiedlichen Anwendung des Gemein- 
samen Zolltarifs, zu mengenmäßigen Beschränkungen 
und anden Vorschriften für den Warenverkehr die- 
ser Erzeugnisse mit Drittländern führen kann. 

Die Notwendigkeit, diese Unterschiede zu beseiti- 
gen und damit die Anwendung eines gemeinsamen 
Verfahrens für die Ein- und Ausfuhr der Mineralöl- 
erzeugnisse zu ermöglichen, war Gegenstand einer 
Mitteilung der Kommission an den Rat im Juli 1973 
und hat zur Ausarbeitung dieser Verordnung ge- 
führt. Diese stellt für die Mineralölerzeugnisse ge- 
meinsame Regeln zur Bestimmung, Kontrolle und 
Bescheinigung des Ursprungs auf, wie sie ähnlich 
bereits im Rahmen der vorgenannten Verordnung 
(EWG) Nr. 802/68 bestehen. 

Eine wichtige Neuerung ist jedoch in die neue Ver- 
ordnung aufgenommen worden. Bei der Durchfüh- 
rung der Versorgungspolitik der Gemeinschaft mit 
öl aus Drittländern erschien es unerläßlich, daß bei 


eingeführten Mineralölerzeugnissen nicht nur das 
Ursprungsland des eingeführten Mineralölerzeug- 
nisses - dies bedeutet im allgemeinen, daß das Er- 
zeugnis in diesem Land raffiniert wurde -, sondern 
auch das Land der Gewinnung der Naturprodukte, 
aus dem die genannten Erzeugnisse hergestellt wer- 
den, bekannt sind. Deswegen sieht dieser Entwurf 
in Artikel 8 vor, daß das Ursprungserzeugnis auch 
das Ursprungsland des Naturproduktes angibt, aus 
dem das Mineralölerzeugnis, das Gegenstand des 
Erzeugnisses ist, entstanden ist. 

Außerdem wurde vorgesehen, zum Zwecke der ein- 
heitlichen Anwendung der beabsichtigten Bestim- 
mungen, dem Ausschluß für Ursprungsfragen, der 
durch Artikel 12 der vorgenannten Verordnung 
(EWG) Nr. 802/68 eingesetzt worden ist, die Ver- 
waltung und Überwachung der Anwendung der 
neuen Verordnung unter den gleichen Voraussetzun- 
gen wie für die Verordnung (EWG) Nr. 802/68 zu 
übertragen. 

Schließlich ist zu bemerken, daß die Konsultation 
des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses für die Annahme dieser Ver- 
ordnung vorgesehen ist, da die Verordnung (EWG) 
Nr. 802/68, deren Bestimmungen zum großen Teil 
übernommen wurden, seinerzeit Gegenstand einer 
solchen Konsultation war. 
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